Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Vertretung mehrerer an einer Erbschaft Beteiligter, Interessenkollision

Problem- und Fragestellung

 

Ausgangslage: Ich wurde im Herbst 2000 zur Beiständin nach Art. 392 Ziff. 1 und 393 Ziff. 2 ZGB von Frau H. ernannt. Kurz nach meiner Ernennung ist Frau H. verstorben. Der Schlussbericht per Todestag ist am 06.03.02 abgenommen worden. Es ist noch ein Vermögen von rund Fr. 1000.00 auf dem Konto. Einen Erbschein habe ich angesichts der Vermögenslage nicht bestellt.

Frau H. hat 2 Brüder. Beide sind altersmässig schon ziemlich dement. Für den 1 Bruder, Herr H.W., wurde nun neu im Juli 2002 ebenfalls eine Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 und 393 Ziff. 3 ZGB errichtet. Auch hier bin ich als Beiständin ernannt.

 

Herr H.W. und sein Bruder wohnen in der Liegenschaft von H.W., dies infolge Liegenschaftszuweisung inf. Erbteilung. Herr H.W. ist seiner Schwester und seinem Bruder den Betrag von Fr. 1'490.00 samt jährlichen Zinsen von 4% schuldig. Im Inventar von Frau H. wurde dieser Betrag mit Fr. 4'832.00 festgehalten. Das eigentliche Vermögen von Frau H. per Todestag erhöht sich also um diesen schuldigen Betrag.

 

Die Behörde hat nun telefonisch mitgeteilt, ich solle den Erbschein für Frau H. bestellen, mich vom anderen Bruder als Erbenvertreterin ernennen lassen, die Erbteilung durchführen und dies von Gemeinde und Bezirksrat genehmigen lassen.

 

Frage:

Wer muss den Erbschein bestellen? (ich denke, dass beide Brüder dazu nicht willens noch fähig sind).

Kann ich als Erbenvertreterin auftreten oder bin ich nicht befangen zwischen 2 Mandaten (obwohl das eine ja per Tod geendet hat)?

Was geschieht, wenn ich sehe, dass Herr H.W. zum Beispiel die Auszahlung an die Schwester resp. infolge Erbteilung an den Bruder gar nicht vornehmen kann, da er gar nicht über das nötige Vermögen verfügt (ich habe noch keinen Überblick, da die Massnahme erst errichtet - aber noch nicht rechtskräftig ist).

 

Erwägungen

1 Zum Sachverhalt eine Frage, die zu klären ist: Was war die Grundlage der Schlussrechnung, wenn nicht das Inventar? An sich sollte eine nachträgliche Korrektur der Schlussrechnung beim geschilderten Sachverhalt nicht nötig sein, da deren Baisis immer das Inventar ist, andernfalls sie nicht genehmigungsfähig ist.

2 Wenn dir die Beistandschaft über einen Erben von Frau H., deren Beiständin du warst, anvertraut wird, müsstest du in dieser neuen Eigenschaft deine eigene Schlussrechnung im Nachlass der Frau H. anfechten können (Art. 454 ZGB), was aufgrund deiner Befangenheit nicht möglich ist. Es müsste von unabhängiger Seite her geprüft werden, ob die Schlussrechnung in Ordnung sie. Bei geringfügigen Nachlässen und offensichtlicher Sachlage übernimmt in der Praxis die Vormundschaftsbehörde selbst die Wahrung der Interessen der Erben, weil die Errichtung einer Beistandschaft allein für die Frage der Erbansprüche in einer derartigen Situation eine reine Formalität darstellen würde. Damit zu deinen Fragen:


2.1 Den Erbenschein haben die Erben zu beantragen. Sind diese handlungsunfähig, erfolgt die Bestellung durch deren Vertreter. In deinem Fall wäre es der Kollisionsbeistand oder der Bruder, allerdings verzichtet die Behörde hier sinnvollerweise auf den Einsatz eines Kollisionsbeistandes, während der andere Bruder wie du schreibst wohl infolge Urteilsunfähigkeit auch nicht handlungsfähig ist. Aus pragmatischen Gründen verbleibt diese Rolle dir, allerdings unter dem Vorbehalt, dass du von der Vormundschaftsbehörde ausdrücklich legitimiert wirst (siehe nachfolgend).

2.2 Wenn die Vormundschaftsbehörde deine Schlussrechnung genehmigt hat und namens des von dir vertretenen Erben ausdrücklich auf die Geltendmachung einer Verantwortlichkeitsklage (Art. 454 ZGB) verzichtet, kannst du meines Erachtens bedingungslos die Interessen des Herrn H. W. vertreten. Liegt entweder die Schlussrechnung (nicht nur über das „Betriebskonto“, sondern den gesamten Vermögensbereich) noch nicht vor, oder ist sie noch nicht genehmigt, kannst du als Erbenvertreterin zwar den Erbenschein bestellen, du darfst über den Nachlass aber nicht verfügen, solange die Vormundschaftsbehörde die Schlussrechnung nicht genehmigt und das Vermögen freigegeben hat (vergleiche H.M. Riemer, Herausgabe vormundschaftlicher Depots an die Erben verstorbener Mündel, In: ZVW 1997 S. 121 ff.).

2.3 Den Betrag von Fr. 4'832.- schuldete der Verbeiständete seiner Schwester und nunmehr zur Hälfte seinem Bruder. Du behandelst diese Verpflichtung wie jede andere Verbindlichkeit. Es ist ja nicht eine Schuld der verstorbenen Schwester gegenüber jemandem (was die Möglichkeit böte, den allenfalls überschuldeten Nachlass der Schwester auszuschlagen), sondern eine Verpflichtung deines neuen Mündels gegenüber seinen Geschwistern. Sein Bruder kann ihn betreiben. Um Genaueres zu wissen müsste die damalige Erbteilungsurkunde beschafft werden, welche den Betrag und die Modalitäten der Auszahlung allenfalls festhält.

HSA Luzern

Kurt Affolter, Dozent/Projektleiter

17. Juli 2002
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